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1.1 Öffentliche Bekanntmachung
über die Durchführung eines

Volksbegehrens „Für ein Sozialticket
in Brandenburg“

Abstimmungsbehörde: Fontanestadt Neuruppin – 
Der Bürgermeister-

Gemeinde: Fontanestadt Neuruppin

Stimmkreis: Nr. 3, Ostprignitz-Ruppin

Die Vertreter der Volksinitiative „Für ein Sozialticket in Brandenburg“
haben fristgemäß die Durchführung eines Volksbegehrens verlangt.
Die Landesregierung oder ein Drittel der Mitglieder des Landtages
Brandenburg haben innerhalb der Frist des § 13 Abs. 3 des
Volksabstimmungsgesetzes (VAGBbg) keine Klage gegen die
Zulässigkeit des Volksbegehrens anhängig gemacht.

Das Volksbegehren kann durch alle stimmberechtigten Bürgerinnen
und Bürger ab dem

28. April 2008 bis zum 27. August 2008

durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungslisten 
in den folgenden Eintragungsräumen unterstützt werden:

Stadtverwaltung der Fontanestadt Neuruppin
16816 Neuruppin
Karl-Liebknecht-Straße 33 – 34
– Bürgerbüro –

zu den Zeiten

Montag, Donnerstag 8.00 – 17.00 Uhr
Dienstag 8.00 – 17.30 Uhr
Mittwoch, Freitag 10.00 – 14.00 Uhr
zusätzlich jeden
1. Samstag im Monat 8.00 – 12.00 Uhr

Eintragungsberechtigt sind gemäß § 16 VAGBbg in Verbindung mit
§§ 5 und 7 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes (BbgLWahlG)
alle deutschen Bürgerinnen und Bürger, die zum Zeitpunkt der
Eintragung oder spätestens am 27. August 2008

– das 18. Lebensjahr vollendet haben, also vor dem 28. August
1990 geboren sind,

– seit mindestens einem Monat im Land Brandenburg ihren stän-
digen Wohnsitz haben sowie

– nicht nach § 7 BbgLWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen
sind.

Die Unterstützung des Volksbegehrens geschieht nach § 15 Abs. 1
VAGBbg durch die Eintragung in die Eintragungslisten. Auf Grund
des § 17 VAGBbg können die Bürgerinnen und Bürger ihr
Eintragungsrecht nur bei der Abstimmungsbehörde der Gemeinde
ausüben, in der sie ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre
Hauptwohnung haben.

Personen, die sich in die Eintragungslisten eintragen wollen, haben
sich über ihre Person auszuweisen (§ 7 Abs. 1 Volksbegehrensver-
fahrensverordnung – VVVBbg).

Wer sich in die Eintragungsliste einträgt, muss persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnen. Neben der Unterschrift sind Familienname,
Vorname, Tag der Geburt, Wohnort und Wohnung, bei mehreren
Wohnungen die Hauptwohnung, sowie der Tag der Eintragung les-
bar einzutragen (§ 18 Abs. 1 und 2 VAGBbg i. V. m. § 8 Abs. 1
VVVBbg). Eine Eintragung kann nach § 18 Abs. 3 VAGBbg nicht
mehr zurückgenommen werden.

1. Öffentliche Bekanntmachungen
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Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen
Behinderung nicht in der Lage sind, die Eintragung selbst vorzu-
nehmen und dies der aufsichtsführenden Person mit Hinweis auf
ihre Behinderung zur Niederschrift erklären, werden von Amts
wegen in die Eintragungsliste eingetragen (§ 18 Abs. 1 Satz 2
VAGBbg i. V. m. § 8 Abs. 2 VVVBbg).

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen
Behinderung den Eintragungsraum nicht oder nur unter unzumut-
baren Schwierigkeiten aufsuchen können, können eine Person ihres
Vertrauens (Hilfsperson) mit der Ausübung ihres Eintragungsrechts
beauftragen. Hierfür ist der Hilfsperson eine entsprechende Vollmacht
durch die eintragungsberechtigte Person auszustellen (§ 18 Abs. 1
Satz 2 VAGBbg i. V. m. § 7 Abs. 4 VVVBbg).

Das verlangte Volksbegehren hat folgenden Wortlaut:

Für ein Sozialticket in Brandenburg

Die Landesregierung wird aufgefordert, ab dem Jahr 2008 ein So-
zialticket in Brandenburg einzuführen. Das Ticket soll für eine Ge-
bietskörperschaft (Landkreis oder kreisfreie Stadt) gelten. Ticket-
berechtigt sollen die Menschen sein, die Arbeitslosengeld II oder
Sozialgeld (SGB II), Grundsicherung im Alter oder Sozialhilfe (SGB XII)
beziehen bzw. deren Bedarfsgemeinschaften sowie Menschen, die
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz erhalten. Der
Preis des Sozialtickets soll 50 % der jeweiligen VBB-Umweltkarte
nicht überschreiten.

Begründung:

Ein Sozialticket in Brandenburg kann für viele Menschen Mobilität
sichern und Ausgrenzung verhindern. Zur Deckung der Mobilitäts-
kosten reicht zum Beispiel der Regelsatz des Arbeitslosengeldes bei
weitem nicht aus. Im Flächenland Brandenburg sind für viele
Bürgerinnen und Bürger öffentliche Mobilitätsangebote zur beruf-
lichen Neuorientierung und zur Teilnahme am beruflichen, gesell-
schaftlichen und kulturellen Leben notwendig. Deshalb fordern wir
die Einführung eines Sozialtickets in Brandenburg. Mit einem
Sozialticket in Brandenburg würden im Verkehrsverbund Berlin-
Brandenburg (VBB) gleiche Bedingungen hergestellt, denn in Berlin
gibt es das Sozialticket bereits. Nach offiziellen Berechnungen
wären für ein Sozialticket in Brandenburg mindestens 5 Millionen
Euro aus dem Landeshaushalt bereit zu stellen.

Namen und Anschriften der Vertreter und Stellvertreter:

Vertreter: Stellvertreter:
Inga-Karina Ackermann Jens Rode
Brücker Straße 71 Zum Mühlenfließ 26
14547 Beelitz 15345 Altlandsberg

Dr. Andreas Steiner Norbert Wilke
Altenhofer Straße 4 Großbeerenstraße 7
16227 Eberswalde 14482 Potsdam

Thomas Nord Anita Tack
Domstraße 27 Zeppelinstraße 173
14482 Potsdam 14471 Potsdam

Carsten Zinn Marianne Wendt
Frankfurter Allee 57 Dr.-Wilhelm-Külz-Viertel 11
16227 Eberswalde 16303 Schwedt/Oder

Marion Scheier Andreas Sult
Dahlienweg 4 Bergerstraße 89
01968 Senftenberg 16225 Eberswalde

Neuruppin, den 28. März 2008

(Dienstsiegel)

Die Abstimmungsbehörde

gez. Golde
Bürgermeister

1.2 Bekanntmachung des 
Landesamtes für Verbraucherschutz,
Landwirtschaft und Flurneuordnung,

Fehrbelliner Straße 4 e,
16816 Neuruppin zum

Bodenordnungsverfahren
Wulkow/Lagerhalle, Verf.-Nr.: 4120I

1. Änderungsbeschluss

1. Das durch den Beschluss vom 7. April 1999 festgelegte Verfah-
rensgebiet wird gemäß § 63 Abs. 2 des Landwirtschafts-anpas-
sungsgesetzes (LwAnpG) in der Fassung vom 3. Juli 1991
(BGBl. I S. 1418), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 19. Ju-
ni 2001 (BGBl. I S. 1149, 1174) i. V. m. § 8 des Flurbereini-
gungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung vom 16. März 1976
(BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Art. 22 des Gesetzes
vom 20. Dezember 2007 (BGBl. I S. 3150), wie folgt geändert:

2. Zum Verfahren werden die nachstehend aufgeführten Flur-
stücke zugezogen und auch insoweit das Bodenordnungs-
verfahren angeordnet:

Landkreis: Ostprignitz-Ruppin
Stadt: Neuruppin
Gemarkung: Wulkow
Flur: 1
Flurstücke: 160, 166, 456

Die zugezogenen Flurstücke umfassen 9,6508 ha.

Die somit geänderte Größe des Verfahrensgebietes beträgt
10,9331 ha.
Die Grenzen des Verfahrensgebietes sind auf der als Anlage zu
diesem Änderungsbeschluss beigefügten Gebietskarte im Maß-
stab 1:25.000 und den Auszügen der Automatisierten Liegen-
schaftskarte (ALK) dargestellt.

Die Abgrenzung des Verfahrensgebietes anhand der Flurstücks-
grenzen ist keine Vorentscheidung bezüglich der den Baulich-
keiten ggf. zuzuordnenden Fläche.
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3. Beteiligte des Verfahrens sind insbesondere die Eigentümer der
Grundstücke und der aufstehenden Bebauung sowie die Inha-
ber von Rechten an den Grundstücken oder der Bebauung.

4. Der Änderungsbeschluss wird in der Stadt Neuruppin öffentlich
bekannt gemacht.

5. Über die zugezogenen Flurstücke darf bis zum Abschluss des
Verfahrens nur mit Genehmigung des Landesamtes für
Verbraucherschutz, Landwirtschaft und Flurneuordnung verfügt
werden. Im Grundbuch werden für die Flurstücke ein Zu-
stimmungsvorbehalt gemäß § 13 Satz 2 Grundbuchberei-
nigungsgesetz (GBBerG) und entsprechender Anwendung des
§ 6 Abs. 4 Bodensonderungsgesetz (BoSoG) eingetragen.

6. Die Kosten des Verfahrens trägt das Land.

Begründung

Das Bodenordnungsverfahren Wulkow/Lagerhalle dient der Zusam-
menführung von Boden- und Gebäudeeigentum nach den Bestim-
mungen des 8. Abschnittes des LwAnpG.

Die Flurstücke 160 und 166 in der Flur 1 der Gemarkung Wulkow
werden als mögliche Abfindungsflächen zum Verfahrensgebiet hin-
zugezogen. Das Flurstück 456 in der Flur 1 der Gemarkung Wulkow
wird zum Zwecke der Verschmelzung zum Verfahrensgebiet zuge-
zogen.
Der Eigentümer der vorgenannten Grundstücke hat der Änderung
des Verfahrensgebietes zugestimmt.

Rechtsgrundlage für die Anordnung und Eintragung des Zustim-
mungsvorbehaltes ist 
§ 13 Satz 2 GBBerG in Verbindung mit § 6 Abs. 4 BoSoG. Gemäß 
§ 13 Satz 1 GBBerG können in Verfahren nach dem 8.Abschnitt des
LwAnpG dingliche Rechte an Grundstücken aufgehoben, geändert
oder neu begründet werden. Der § 6 Abs. 4 BoSoG sieht bei ent-
sprechender Anwendung vor, dass innerhalb eines Verfahrens nach
dem 8. Abschnitt des LwAnpG die Flurneuordnungsbehörde anord-
nen kann, dass über dingliche Rechte an Grundstücken und grund-
stücksgleichen Rechten bis zum Abschluss des Verfahrens nur mit
ihrer Genehmigung verfügt werden darf. Die Anordnung hindert
Verfügungen jedoch nur, wenn im Grundbuch ein entsprechender
Zustimmungsvorbehalt eingetragen ist.

Der Zustimmungsvorbehalt soll die Durchführung des angeordne-
ten Verfahrens sichern.
Insbesondere soll dadurch verhindert werden, dass Verfügungen
über dingliche Rechte am Grundstück und grundstücksgleichen
Rechten vorgenommen  werden, die eine zügige Verfahrensführung
beeinträchtigen oder verhindern. Gleichzeitig wird durch den
Zustimmungsvorbehalt gewährleistet, dass das Landesamt für Ver-
braucherschutz, Landwirtschaft und Flurneuordnung frühzeitig von
allen grundstücksbezogenen Verfügungen erfährt und die Beteilig-
ten zeitnah in die Verfahrensführung einbeziehen kann.

Die Anordnung des Zustimmungsvorbehaltes ist auch verhältnis-
mäßig. Das Verfügungsrecht des Grundstückseigentümers ist nur
unerheblich beschränkt, da Verfügungen jederzeit genehmigt wer-
den, wenn diese die Durchführung des Verfahrens nicht beeinträch-
tigen.

Einschränkungen

Gemäß § 63 Abs. 2 LwAnpG i. V. m. § 34 bzw. § 85 Ziff. 5 FlurbG
ist von der öffentlichen Bekanntmachung dieses Beschlusses bis zur
Unanfechtbarkeit des Bodenordnungsplanes in folgenden Fällen
die Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde erforderlich:

a) wenn die Nutzungsart der Grundstücke im Verfahrensgebiet
geändert werden soll; dies gilt nicht für die Änderungen, die
zum ordnungsgemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören

b) wenn Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterras-
sen und ähnliche Anlagen errichtet, hergestellt, wesentlich ver-
ändert oder beseitigt werden sollen

c) wenn Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke,
einzelne Bäume, Hecken, Feld- oder Ufergehölze beseitigt wer-
den sollen

d) wenn Holzeinschläge vorgenommen werden sollen, die den
Rahmen einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung überstei-
gen.

Sind entgegen den Absätzen a) und b) Änderungen vorgenommen,
Anlagen hergestellt oder beseitigt worden, so können sie im
Verfahren unberücksichtigt bleiben; die Flurbereinigungsbehörde
kann den früheren Zustand unter sinngemäßer Anwendung von 
§ 137 FlurbG wieder herstellen lassen, wenn dies der Bodenordnung
dienlich ist.

Sind Eingriffe entgegen dem Abschnitt c) vorgenommen worden, so
kann die Flurbereinigungsbehörde Ersatzpflanzungen anordnen
und weitergehende Ausgleichsleistungen festlegen.

Werden entgegen dem Absatz d) Holzeinschläge vorgenommen, so
kann die Flurbereinigungsbehörde anordnen, dass derjenige, der
das Holz fällte, die abgeholzte oder verlichtete Fläche nach den
Weisungen der Forstaufsichtsbehörde wieder ordnungsgemäß in
Bestand zu bringen hat.

Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Rechte

Die Beteiligten werden aufgefordert, grundstücks- oder gebäude-
bezogene Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind,
aber zur Beteiligung am Bodenordnungsverfahren berechtigen,
innerhalb von drei Monaten bei der Flurbereinigungsbehörde, dem
Landesamt für Verbraucherschutz, Landwirtschaft und Flurneu-
ordnung, Fehrbelliner Straße 4 e, 16816 Neuruppin anzumelden.
Die Frist beginnt mit dem ersten Tag der öffentlichen Bekannt-
machung des Beschlusses.

Zu diesen Rechten gehören z. B. nicht eingetragene dingliche Rech-
te an Grundstücken oder Rechte an solchen Rechten sowie persön-
liche Rechte, die zum Besitz oder zur Nutzung von Grundstücken
berechtigen oder die Nutzung von Grundstücken beschränken. Auf
Verlangen der Flurbereinigungsbehörde hat der Anmeldende sein
Recht innerhalb einer von der Flurbereinigungsbehörde festzuset-
zenden Frist nachzuweisen. Nach Ablauf dieser Frist besteht kein
Anspruch auf Beteiligung. Werden Rechte nach Ablauf dieser Frist
angemeldet, so kann die Flurbereinigungsbehörde die bisherigen
Verhandlungen und Festsetzungen gelten lassen.



4 Amtsblatt für die Fontanestadt Neuruppin 9. April 2008

Amtsblatt für die Fontanestadt Neuruppin

Herausgeber: Fontanestadt Neuruppin – Der Bürgermeister; Karl-Liebknecht-Straße 33/34, 16816 Neuruppin 

Herstellung und Vertrieb: Brandenburgische Universitätsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH,
Karl-Liebknecht-Straße 24–25, Haus 2,

14476 Golm (bei Potsdam), Telefon Potsdam (03 31) 56 89 - 0

Verantwortlich für den Inhalt: Jutta Mießner, Amtsleiterin Haupt- und Bürgeramt,
Karl-Liebknecht-Straße 33/34, 16816 Neuruppin.

Es erscheint in einer Auflage von 3.000 Exemplaren und liegt im Rathaus zur kostenlosen Mitnahme aus.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Änderungsbeschluss kann innerhalb eines Monats
Widerspruch erhoben werden. Die Frist beginnt mit dem ersten Tag
der öffentlichen Bekanntmachung des Beschlusses. Der Wider-
spruch ist beim Landesamt für Verbraucherschutz, Landwirtschaft
und Flurneuordnung, Fehrbelliner Straße 4 e, 16816 Neuruppin
schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.

ausgestellt: Neuruppin, 13. März 2008

Im Auftrag
gez. Nawrocki

Hinweis:

Die Gebietskarte und die Liegenschaftskarte (3 ALK-Auszüge) lie-
gen in der Stadtverwaltung der Fontanestadt Neuruppin, 16816 Neu-
ruppin, Karl-Liebknecht-Straße 33 – 34, – Bürgerbüro – zu folgen-
den Zeiten:

Montag, Donnerstag 8.00 – 17.00 Uhr
Dienstag 8.00 – 17.30 Uhr
Mittwoch, Freitag 10.00 – 14.00 Uhr 
zusätzlich jeden
1. Samstag im Monat 8.00 – 12.00 Uhr

zu jedermanns Einsichtnahme aus.


